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Nr.2 

Bekanntmachung 

Planfeststellung und Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung für den Neubau einer 
beidseitigen unbewirtschafteten Rast- 
anlage mit WC (PWC-Anlage 319-1 L und 
319-1 R) an der Bundesautobahn A 9 im 
Abschnitt Anschlussstelle Bayreuth 
Süd bis Anschlussstelle Trockau im 
Abschnitt 380 Station 9,103 bis Station 
13‚723'(Betn-km 315+800 bis Betiz-km 
320+420) im Gebiet der Gemeinden 
Hummeltal, Gesees und Haag sowie im 
gemeindefreien Gebiet "Lindenhardter 
Forst-Nordwest" (Landkreis Bayreuth) 
gemäß ää 17 ff. des Bundesfernstra- 
ßengesetz (FStrG) i.V.m. Art. 72 ff. des 
Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) sowie gemäß dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung(UVPG) 

Die Bekanntmachung aus Amtsblatt Nr. 
1 vom 09.01.2017, veröffentlicht am 
09.01.2017, wird aufgehoben und durch 
diese Bekanntmachung ersetzt. 

Die Autobahndirektion Nordbayern 
-Dienststelle Bayreuth- hat für das o.g. 
Bauvorhaben bei der Regierung von 
Oberfranken die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens nach dem 
Bundesfernstraßengesetz beantragt. 

Für das Vorhaben besteht die Verpflich- 
tung zur Durchführung einer Umweltver- 
träglichkeitsprüfung gemäß ä 3 a Satz 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglich- 
keitsprüfung (UVPG). 

Für das Bauvorhaben einschließlich der‘ 
landschaftspflegerischen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke 
in den Gemarkungen Gesees, Haag, Hin- 
terkleebach und Lindenhardter Forst- 
Nordwest beansprucht. 

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterun- 
gen) liegt zur allgemeinen Einsicht aus 
beim Landratsamt Bayreuth, Markgra- 
fenallee 5, 95448 Bayreuth, Zimmer Nr. 
307, in der Zeit vom 18.01.2017 bis 
17.02.2017 während der Dienststunden 
Montag und Dienstag 07.30 - 15.00 Uhr 
Mittwoch 07.30 -12.00 Uhr 
Donnerstag 07.30 - 18.00 Uhr 
Freitag 07.30-13.00 Uhr 

Zudem wird der Plan zeitgleich zur öf- 
fentlichen Auslegung auf den Internetsei- 
ten der Regierung von Oberfranken unter 
dem Link wwwmeg-ofndezpfs veröffent- 
licht. Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der 
zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (Art. 
27a Abs. 1 Satz 4 BayVwVfG). 

1. Jeder, dessen Belange durch das 
Vorhaben berührt werden, kann 
Einwendungen gegen den Plan bis 
spätestens zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Landratsamt 
Bayreuth, Markgrafenallee 5, 95448 
Bayreuth, Zimmer Nr. 307, oder bei 
der Regierung von Oberfranken, 
95444 Bayreuth, Ludwigstraße 20, 
Zimmer-Nr. K 215, erheben. Einwen- 
dungen können auch elektronisch mit 
einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach dem Signaturgesetz 
(Art. 3 a Abs. 2 BayVwVfG) unter der 
E-Mail-Adresse poststelle@lra- 
bt.bayern.de oder poststelle@reg- 
ofnbayernde erhoben werden. Im 
Ubrigen sind Einwendungen, die 
elektronisch übermittelt werden (z.B. 
E-Mail ohne qualifizierte elektroni- 
sche Signatur), unzulässig. Die Ein- 
Wendung muss den geltend gemach- 
ten Belang und das Maß seiner Beein- 
trächtigung erkennen lassen. 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist 
sind Einwendungen gegen den Plan 
ausgeschlossen, die nicht auf beson- 
deren privatrechtlichen Titeln beru- 
hen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). 
Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen, die auf Grund 
einer Anerkennung nach anderen 
Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungs- 
gerichtsordnung gegen die‘ Entschei- 
dung nach Art. 74 BayVwVfG einzule- 
gen, sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen (Art. 73 Abs. 
4 Satz 6 BayVwVfG). Der Einwen- 
dungsausschluss beschränkt sich bei 
Einwendungen und Stellungnahmen, 
die sich auf die Schutzgüter nach ä 2 
Abs. 1 des Gesetzes über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung (UVPG) be- 
ziehen, nur auf dieses Verwaltungs- 
verfahren. 

Bayreuth, 16. Januar 2017 

Bei Einwendungen, die von mehr als 
50 Personen auf Unterschriftenlisten 
unterzeichnet oder in Form vervielfäl- 
tigter gleichlautender Texte einge- 
reicht werden (gleichförmige Einwen- 
dungen), ist ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Ver- 
treter der übrigen Unterzeichner für 
das Verfahren zu bezeichnen, soweit 
er nicht von ihnen als Bevollmächtig- 
ter bestellt ist. Diese Angaben müssen 

* deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthal- 
ten sein. Anderenfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt blei- 
ben. 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung 
dient auch der Benachrichtigung der 
Vereinigungen nach Art. 73 Abs. 4 
Satz 5 BayVwVfG von der Auslegung 
des Plans. 

3. Die Anhörungsbehörde kann auf eine 
v Erörterung der rechtzeitig erhobenen 
Stellungnahmen und Einwendungen 
verzichten (ä 17a Nr. 1 Satz 1 FStrG). 
Findet in dem Verfahren ein Erörte- 
rungstermin statt, wird er vorher 
ortsüblich bekannt gemacht werden. 
Ferner werden diejenigen, die recht- 
zeitig Einwendungen erhoben haben, 
bzw. bei gleichförmigen Einwendun- 
gen deren Vertreter, von dem Termin 
gesondert benachrichtigt. Sind mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzuneh- 
men, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 
Die Vertretung durch einen Bevoll- 
mächtigten ist möglich. Die Bevoll- 
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mächtigung ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen, die zu den 
Akten der Planfeststellungsbehörde 
zu geben ist. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in 
dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das 
Anhörungsverfahren ist mit Ab- 
schluss des Erörterungstermins been- 
det. - 

Der Erörterungstermin ist nicht öf- 
fentlich (Art. 73 Abs. 6 Satz 6 i.V.m. Art. 
68 Abs. 1 BayVwVfG). 

Durch Einsichtnahme in die Planun- 
terlagen, Erhebung von Einwendun- 
gen und Stellungnahmen, Teilnahme 
am Erörterungstermin oder Vertreter- 
bestellung entstehende Kosten wer- 
den nicht erstattet. 

Entschädigungsansprüche, soweit 
über sie nicht in der Planfeststellung 
dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungster- 
min, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. 

Über die Einwendungen und Stel- 
lungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die 
Planfeststellungsbehörde entschie- 
den. Die Zustellung-der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an dieje- 
nigen, die Einwendungen erhoben 
haben und an diejenigen, die eine 
Stellungnahme abgegeben haben, 
kann durch öffentliche Bekanntma- 
chung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

Vom Beginn der Auslegung des Plans 
treten die Anbaubeschränkungen 
nach ä 9 FStrG und die Veränderungs- 
sperre nach 5 9 a FStrG in Kraft. Darü- 
ber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt 
dem Träger der Straßenbaulast ein 
Vorkaufsrecht an den vom Plan be- 
troffenen Flächen zu (ä 9 a Abs. 6 
FStrG). 

' Da für das Vorhaben die Durchfüh- 
rung einer Umweltverträglichkeits- 
prüfung notwendig ist, wird darauf 
hingewiesen, dass 

° die für das Verfahren und die Ent- 
scheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens zuständige Behörde 
die Regierung von Oberfranken ist, 

' über die Zulässigkeit des Vorha- 
‘bens durch Planfeststellungsbe- 
schluss entschiedenwird‚ 

° die Anhörung zu den ausgelegten 
Planunterlagen auch die Einbezie- 

hung der Öffentlichkeit zu den 
Umweltauswirkungen des Vorha- 
bens gemäß ä 9 Abs. 1 UVPG bein- 
haltet. 

9. Folgende Unterlagen über die Um- 
weltauswirkungen des Vorhabens (ä 6 
UVPG) werden zur Einsicht für die 
Öffentlichkeit ausgelegt: 

° Erläuterungsbericht- 

° Übersichtskarte und Übersichtsla- 
geplan 

° Lagepläne und Rege1ungsver- 
zeichnis 

' Immissionstechnische Untersu- 
chungen (Lärm und Luftschadstof- 
fe, Lageplan der Immissions- 
Schutzmaßnahmen) 

' Wassertechnische Untersuchun- 
gen einschließlich Lageplan der 
Entwässerungsmaßnahmen ' 

' Umweltfachliche Untersuchungen 
(landschaftspflegerischer Begleit- 
plan -Textteil-, landschaftspflegeri- 
scher Bestands- und Konfliktplan, 
landschaftspflegerischer Maßnah- 
menplan, Maßnahmenblätter, 
Spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung, Umweltverträglichkeits- 
studie‚ tabellarische Gegenüber- 
stellung von Eingriff und Kompen- 
sation, Detailplan Amphibien- 
durchlass). 

Bayreuth, 12. Januar 201 7 
Landratsamt Bayreuth 
Hübner 
Landrat 

Haushaltssatzung 
des Grundschulverbandes Creußen 

(Landkreis Bayreuth) 
für das Haushaltsjahr 2017 

Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes -BaySchFG-‚ 
Art. 40 Abs. 1 KommZG sowie derArt. 63 ff 
der Gemeindeordnung erlässt der Grund- 
schulverband Creußen folgende Haus- 
haltssatzung: 

5 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen 
undAusgaben mit 641.425,00€ 

und 

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 311.445‚00€ ab. 

ä 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 

Q3 
Verpflichtungsermächtigungen im Ver- . 

mögenshaushalt werden nicht festge- 
setzt. 

ä 4 
Schulverbandsumlage 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Fi- 
nanzierung von Ausgaben im Verwal- 
tungshaushalt wird für das Haushalts- 
jahr 2017 auf 329.695,00 € festgesetzt 
und nach der Zahl der Verbandsschü- 
ler auf die Mitglieder des Schulverban- 
des umgelegt (Verwaltungsumlage). 

2. Für die Berechnung der Schulver- 
bandsumlage wird die maßgebende 
Schülerzahl vom 1. Oktober 2016 auf 
233 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Ver- 
bandsschüler auf 1 .415‚00 € festgesetzt. 

4. Eine Investitionsumlage wird nicht er- 
hoben. 

ä 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite 
zur rechtzeitigen Leistung von Aus- 
gaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
100.000,00 € festgesetzt. 

ä 6 
Die in Deckungsringen zusammengefass- 
ten Haushaltsstellen sind jeweils gegen- 
seitig deckungsfähig. 

52'7- 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 
1. Januar 201 7 in Kraft. 

Creußen, 29. Dezember 2016 
Grundschulverband Creußen 
Dannhäußer 
Schulverbandsvorsitzender 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach 
der Veröffentlichung dieser Bekanntma- 
chung an eine Woche, die Haushaltssat- 
zung während des ganzen Jahres in der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemein- 
schaft Creußen, Bahnhofstraße 11, 95473 
Creußen, während der allgemeinen Ge- 
schäftsstunden zur öffentlichen Einsicht- 
nahme auf.


